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Modernisierung des deutschen Schiedsver-
fahrensrechts – Referentenentwurf des BMJV 

 

Das deutsche Schiedsverfahrensrecht, geregelt in den 

§§ 1025 ff. ZPO, wurde seit der letzten Reform im Jahr 

1997 nur marginal verändert. Angesichts der zunehmen-

den Internationalisierung des Wirtschaftsverkehrs, der Di-

gitalisierung des Verfahrensrechts sowie der Entwicklun-

gen im internationalen Schiedsrecht sieht das Bundesmi-

nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) 

Anpassungsbedarf. Ziel ist es, den Schiedsstandort 

Deutschland zu stärken und international wettbewerbsfä-

higer zu machen. 

 

 
1Abrufbar unter: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Ge-

setzgebung/RefE/RefE_Modernisierung_des_Schiedsver-

fahrensrechts.pdf?__blob=publicationFile&v=3 

Einen entsprechenden Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Modernisierung des Schiedsverfahrensrechts hat das 

BMJV am 27. Januar 2026 aufgesetzt.1 Damit wurden die 

bereits seit Längerem bestehenden Modernisierungsvor-

haben wieder aufgegriffen.  

 

Aktuell befindet sich der Entwurf bei der Verbändeanhö-

rung, in dessen Zuge beispielsweise die DIS (Deutsche In-

stitution für Schiedsgerichtsbarkeit) und die Rechtsan-

waltskammern Stellungnahmen zu dem Gesetzesvorha-

ben abgeben können.   

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Modernisierung_des_Schiedsverfahrensrechts.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Modernisierung_des_Schiedsverfahrensrechts.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetzgebung/RefE/RefE_Modernisierung_des_Schiedsverfahrensrechts.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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1. Die vorgesehenen Änderungen im Einzelnen  

 

Zur Erreichung der Modernisierung und der Steigerung 

der Attraktivität des deutschen Schiedsrechts sieht der 

aktuelle Gesetzesentwurf des BMJV im Wesentlichen fol-

gende Neuerungen vor:  

 

1.1. Einführung der englischen Verfahrenssprache vor 

staatlichen Gerichten 

 

Ein zentrales Element des Referentenentwurfs ist die Ein-

führung der englischen Sprache als mögliche Verfahrens-

sprache für schiedsgerichtliche Nebenverfahren, die in 

die Zuständigkeit der Oberlandesgerichte fallen. Davon 

sind insbesondere Verfahren über die Aufhebung und die 

Vollstreckbarerklärung von Schiedssprüchen erfasst. 

Nach dem derzeitigen Entwurf des § 1063a ZPO-E können 

solche Verfahren vor sogenannten „Commercial Courts“ 

bei Erlass einer entsprechenden Rechtsverordnung und 

unter der Voraussetzung, dass die Parteien dies (explizit 

oder implizit) vereinbart haben, in englischer Sprache ge-

führt werden. Dadurch können Schriftsätze und Beweis-

mittel grundsätzlich in englischer Sprache eingereicht und 

mündliche Verhandlungen auf Englisch gehalten werden. 

Eine Übersetzung von Dokumenten in englischer Sprache 

kann vom Gericht nur im Ausnahmefall angeordnet wer-

den, wenn hierfür ein Bedürfnis besteht (§ 1063b ZPO-E). 

  

Die Möglichkeit, Verfahren in englischer Sprache zu füh-

ren, stellt einen Paradigmenwechsel dar und trägt dem 

Umstand Rechnung, dass viele internationale Schiedsver-

fahren ohnehin in englischer Sprache geführt werden. 

Dadurch wird der Zugang zu deutschen Gerichten für aus-

ländische Parteien erleichtert und der Schiedsstandort 

Deutschland gewinnt an Attraktivität. 

 

1.2. Digitalisierung des Schiedsverfahrens 

 

Der Referentenentwurf des BMJV trägt zudem der zuneh-

menden Digitalisierung der Rechtswelt Rechnung. Zent-

rale Neuerungen in diesem Bereich sind: 

 

• Form der Schiedsvereinbarung: Die derzeitigen Vor-

schriften zur Form der Schiedsvereinbarung sollen 

dahingehend ergänzt werden, dass die Schiedsver-

einbarung nicht nur schriftlich, sondern auch „durch 

jedes andere Kommunikationsmittel, das es ermög-

licht, auf die Information später wieder zuzugreifen“ 

geschlossen und dokumentiert werden kann (§ 1031 

ZPO-E). Diese Änderung ist als praxisnahe Digitalisie-

rungsmaßnahme zu begrüßen.  

 

Videoverhandlung: Der aktuelle Entwurf sieht zu-

dem explizit vor, dass mündliche Verhandlungen vor 

den Schiedsgerichten nach Anordnung des Gerichts 

auch per Videokonferenz erfolgen können, es sei 

denn, die Parteien haben etwas anderes vereinbart 

(§ 1047 Abs. 2 ZPO-E). Dadurch hebt die Neuformu-

lierung die Videoverhandlung als weitere effizienz-

steigernde Maßnahme hervor.   

 

• Schiedsspruch in elektronischer Form: Neben der 

schriftlichen Form ist auch der elektronische Erlass 

eines Schiedsspruchs vorgesehen, sofern keine Partei 

widerspricht (§ 1054 ZPO-E). Dies beschleunigt die 

Fertigstellung von Schiedssprüchen, da die Schieds-

richter nicht mehr zwingend eine physische Unter-

schrift leisten müssen. 

 

1.3. Weitere Änderungen im Referentenentwurf des 

BMJV 

 

Neben der Einführung der englischen Sprache vor den 

staatlichen Gerichten und den Vorhaben zur Digitalisie-

rung des Schiedsverfahrens sieht der aktuelle Referenten-

entwurf noch weitere Änderungen des Schiedsverfah-

rensrechts vor:  

 

• Einstweilige Maßnahmen: Die Regelungen zu Maß-

nahmen des einstweiligen Rechtsschutzes sollen da-

hingehend ergänzt werden, dass das Gericht auf An-

trag einer Partei die Vollziehung einer angeordneten 

Maßnahme zuzulassen hat, sofern nicht eine Aus-

nahme wie das Vorliegen eines Aufhebungsgrundes 

nach § 1059 Abs. 2 ZPO vorliegt (§ 1042 Abs. 2 

ZPO-E). Im Gegensatz zu der aktuell bestehenden 

Fassung der Vorschrift, die ein Ermessen des Gerichts 

vorsieht, stärkt die neue Formulierung die Position 



 

3 

Modernisierung des deutschen Schiedsverfahrensrechts 
17.02.2026

der Partei, die die Vollziehung einer einstweiligen 

Maßnahme begehrt.  

 

• Restitutionsantrag: Der Referentenentwurf sieht die 

Möglichkeit eines Restitutionsantrages mit dem Ziel 

der Aufhebung eines Schiedsspruches in dem Fall 

vor, in dem der einer Dreimonatsfrist unterliegende 

Aufhebungsantrag nach § 1059 ZPO nicht mehr zu-

lässig ist. Dadurch wird den Parteien eine zusätzliche 

Möglichkeit eröffnet, einen Schiedsspruch anzugrei-

fen.  

 

2. Bewertung und Ausblick für die Praxis 

 

Die geplanten Änderungen sind ein bedeutender Schritt 

zur Modernisierung des deutschen Schiedsverfahrens-

rechts. Insbesondere die Einführung der englischen Spra-

che als Gerichtssprache und die ergänzenden Maßnah-

men zur Digitalisierung der Verfahrensabläufe dürften 

Deutschland als Schiedsstandort gerade für internatio-

nale Parteien sowie Streitigkeiten mit Auslandsbezug at-

traktiver machen. Dabei kommen die geplanten Änderun-

gen sowohl den Parteien als auch den Gerichten zugute, 

indem sie die Effektivität und Flexibilität der Verfahren 

steigern. 

Insgesamt tragen die neuen Vorschriften dazu bei, das 

Vertrauen in den deutschen Schiedsstandort zu festigen 

und die Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Ver-

gleich zu sichern. 

 

Für individuelle Rückfragen oder eine vertiefte Analyse 

einzelner Regelungen stehen wir Ihnen gern zur Verfü-

gung. 
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Urheberrecht  

GSK Stockmann – Alle Rechte vorbehalten. Die Wieder-

gabe, Vervielfältigung, Verbreitung und / oder Bearbeitung 
sämtlicher Inhalte und Darstellungen des Beitrages sowie 

jegliche sonstige Nutzung ist nur mit vorheriger schriftli-

cher Zustimmung von GSK Stockmann gestattet. 

 

Haftungsausschluss 

Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich allge-

meine Informationen, die nicht geeignet sind, den beson-

deren Umständen eines Einzelfalles gerecht zu werden. Sie 

hat nicht den Sinn, Grundlage für wirtschaftliche oder sons-

tige Entscheidungen jedweder Art zu sein. Sie stellt keine 

Beratung, Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot 

auf Beratung oder Auskunft dar und ist auch nicht geeignet, 

eine persönliche Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Ent-

scheidungen jedweder Art auf Inhalte dieser Mandantenin-

formation oder Teile davon stützen, handelt dieser aus-

schließlich auf eigenes Risiko. 

 

GSK Stockmann und auch die in dieser Mandanteninforma-

tion namentlich genannten Partner oder Mitarbeiter über-

nehmen keinerlei Garantie oder Gewährleistung, noch haf-

tet GSK Stockmann und einzelne Partner oder Mitarbeiter 

in irgendeiner anderen Weise für den Inhalt dieser Man-

danteninformation. Aus diesem Grund empfehlen wir, in 

jedem Fall eine persönliche Beratung einzuholen. 

 

www.gsk.de 
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